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Widerstandgegendie
Boden-Initiative
Breit abgestütztes Komitee lanciert Gegenkampagne
Von Serkan Abrecht

Basel. Starke Worte wie «Zwängerei»,
«unüberlegt» und «blödsinnig» fielen
am gestrigen Medienanlass des Komi-
tees «Nein zur Boden-Initiative». Das
Komitee, dem unter anderen die Gross-
räte Andreas Zappalà (FDP), Conradin
Cramer (LDP), Martina Bernasconi
(GLP) und der Präsident des Schweize-
rischen Verbands für Immobilien-
bewirtschaftung beider Basel (Svit),
Michel Molinari, angehören, lud die
Medien ins Turmstübli des Werkraums
Warteck.

Andreas Zappalà konstatierte gleich
zu Beginn, dass alle Beteiligten des
Komitees eine aktive und nachhaltige
Bodenpolitik des Kantons vertreten
würden, doch die Initiative «schiesse
einfach am Ziel vorbei» und sei alles
andere als zweckorientiert. Das Initia-
tivkomitee, zusammengesetzt aus den
linken Fraktionen des Grossen Rats,
will dem Kanton, welcher momentan
40 Prozent des Bodens in Basel besitzt,
beim Verkauf von Liegenschaften und
Immobilien härtere Richtlinien auferle-
gen. Sollte die Initiative angenommen
werden, darf der Grundstück-Sollbe-
stand des Kantons beispielsweise nicht
unter 40 Prozent fallen.

Doch beim Status quo würde es
nicht bleiben, weshalb sich die bürgerli-
chen Gegner der Boden-Initiative ver-
pflichtet sehen, zu handeln. «Die Initia-
tive sieht vor, dass der Kanton sich alle
fünf Jahre an einem festgelegten Stich-
tag orientieren muss. Über die besagte
Zeit muss die Nettoveränderung ausge-
glichen sein oder positiv ausfallen»,
sagt Conradin Cramer. «Das ist sinnlos.
Denn auch wenn eine Reduktion des
Liegenschaftsbestandes vielleicht ein-
mal sinnvoll wäre, kann diese aufgrund
der Initiative nicht stattfinden.»

Teurer anstatt billiger
Die Befürworter der Initiative, zu

denen sich auch noch einige Wohnge-
nossenschaften und die Stiftung Habi-
tat dazugesellen, verweisen darauf,
dass bei der herrschenden Knappheit
im städtischen Wohnungsmarkt jede
Liegenschaft zu wertvoll sei, um sie zu
verkaufen. Das bürgerliche Komitee der
Gegner argumentiert jedoch, dass mit
dem Wohnraumfördergesetz, welches
vor eineinhalb Jahren in Kraft trat, das
Grundanliegen der Initianten bereits
erfüllt worden sei.

Die «Sicherung» von Wohnraum sei
bereits rechtlich verankert. Die Initia-
tive sei sogar für das Anliegen der Initi-
anten kontraproduktiv. Es würde nicht

mehr günstigerer Wohnraum entste-
hen, sondern weniger. Da der Kantons-
besitz nicht unter den festgelegten Net-
tobestand an Liegenschaften fallen
darf, muss er zur Kompensation Boden
ankaufen, sollte er welchen verkaufen.
Somit würde der Kanton unfreiwillig zu
einem aggressiven Player auf dem
Immobilienmarkt, argumentieren die
Gegner der Initiative.

Die im Initiativtext vorgegebenen
Kompensationsziele würden den Kan-
ton dazu zwingen, Gewerbebetriebe
oder andere Kaufinteressenten bei
Immobilien- oder Liegenschaftsverstei-
gerungen direkt zu konkurrenzieren.
«Da der Kanton ja der Meistbietende
sein muss, um die Kompensationsziele
zu erfüllen, führt das zu steigenden
Bodenpreisen und ebenfalls zu höheren
Mietzinsen. Genau das Gegenteil, was
sich die Initiantenwünschen», sagtMar-
tina Bernasconi. Die Befürworter argu-
mentieren jedoch, dass die Wohngenos-
senschaftennurnochBaurechtsverträge
vom Kanton bekommen würden, und
deshalb solle dieser das gemeinnützige
Bauen auch weiter nachhaltig fördern
können. «Dazu haben wir ja das Wohn-
raumfördergesetz angenommen, wel-
ches genau dieses Anliegen regelt. Die
Initiative ist deshalb überflüssig»,
erklärte Bernasconi.

Verlust der Standortattraktivität
Weiter ermögliche es die neue Fünf-

Jahres-Regel dem Kanton, Immobilien
regelrecht zu horten. Gegebenenfalls
könne dies auch unabsichtlich gesche-
hen. Wenn der Kanton nach Ablauf der
vorgegebenen fünf Jahre sogar mehr
Liegenschaften erworben hat als nötig,
um den Initiativtext einzuhalten, muss
er nach weiteren fünf verstrichenen
Jahren den höheren Sollbestand an Lie-
genschaften vorweisen können. Auf-
grund dieser Regelung könne der Kan-
ton einmal erworbene Liegenschaften
kaummehr loswerden.

Auch die Standortattraktivität für
das Gewerbe sei bedroht, hiess es. Der
Kanton könne bei Annahme der Initia-
tive nur noch brachliegende Flächen im
Baurecht, also gegen Bezahlung einer
jährlichen Bodenmiete, an Unterneh-
men vergeben. Für langfristige Investo-
ren sei dies ein erheblicher Nachteil, da
sie eine nachhaltige Planungssicherheit
benötigten. «Die Initiative ist schlicht
unnötig und zudem eine Zwängerei»,
sagt Andreas Zappalà. Das Komitee der
Gegner aus FDP, LDP, GLP, CVP und
SVP empfiehlt darum den Stimmbür-
gern, die Initiative am 28. Februar
abzulehnen.

Wohncontainer fürAsylbewerber
werdenumeinStockwerk vergrössert
Geplante Siedlung bei der Münchensteinerstrasse soll 250 Personen aufnehmen

Von Urs Rist

Basel. Im September 2015 wurde das
Vorhaben bekannt, jetzt kommt die
Erweiterung: Auf dem Areal der ehe-
maligen BVB-Werkstätten an der Mün-
chensteinerstrasse 103 sollen Wohn-
container für Asylbewerber erstellt
werden. Dafür hat der Grosse Rat im
vergangenen Dezember 7,036 Millio-
nen Franken gutgeheissen, davon 6,8
Millionen für die Gebäude. Nun ist das
Baugesuch für eine Erweiterung und
Aufstockung publiziert worden, das
beim Bau- und Gastgewerbeinspektorat
aufliegt. Danach soll die aufgrund eines
ersten Gesuchs bewilligte Wohnsied-
lung für 150 Personen weiteren 100
Personen Platz bieten, also insgesamt
rund 250 Personen aufnehmen.

Der Grund für die Erweiterung sei,
dass die Sozialhilfe «dringenden Bedarf
an Wohnraum für Flüchtlinge» habe,
heisst es im Gesuch. «Die Aufstockung
wurde von der Regierung eingefor-
dert», eine Vorlage werde vorbereitet.
Die Zahl der gemäss dem prozentualen
Schlüssel zugewiesenen Asylbewerber
sei angestiegen, ist bei der Sozialhilfe zu
erfahren. Die Baukosten für die Erwei-
terung betragen laut Gesuch 2,35 Mil-

lionen Franken. Als Bauherrschaft
zeichnet das Bau- und Verkehrsdeparte-
ment, dessen Sprecher Marc Keller die
Änderung bestätigt.

43 Wohnungen für Familien
Die sechs geplanten Container sol-

len nach den neuen Plänen zusätzlich
ein Dachgeschoss erhalten, vorher
waren nur ein Erd- und ein Oberge-
schoss vorgesehen. Insgesamt sollen
statt 30 nun 43 Wohneinheiten Platz
finden, und zwar 19mit zwei Zimmern,
16mit drei und neunmit vier Zimmern.
Dazu kommen jeweils eine Wohnküche
sowie einWC- und Duschraum.

«Die Plätze in der Containersied-
lung werden vor allem für Flüchtlings-
familien benötigt», steht im Ratschlag
des Regierungsrats. Dabei werde von
zwei Personen pro Zimmer ausgegan-
gen. In den Wohnungen mit zwei, mit
Wohnküche eigentlich drei Zimmern,
sollen also vierköpfige Familien woh-
nen, in den Wohnungen mit drei Zim-
mern und Küche sechsköpfige Familien
und in den Wohnungen mit vier Zim-
mern acht Personen. Die Einheitsgrös-
sen liegen zwischen 68 und 101 Qua-
dratmetern. Die durchschnittliche
Wohnfläche pro Person beträgt laut

Ratschlag 16 Quadratmeter. Die
Bewohnermüssen ihrenHaushalt selbst
organisieren.

Eine permanente Zugangskontrolle
ist nicht vorgesehen, aber die Anlage
soll kontrollierbar sein. In einem der
Container werden Büros für Verwal-
tung und Betreuungspersonen sowie
ein Schulungsraum untergebracht. Auf
den Aussenflächen zwischen den Con-
tainern sind Spielflächen für Kinder
sowie eine Begegnungszone geplant.

Von Freizeitgärten getrennt
Das Areal liegt zwischen dem

BVB-Tramdepot Dreispitz und Freizeit-
gärten. Von diesen ist die Siedlung
durch eine Mauer und einen bestehen-
den Schuppen abgetrennt. Der Zugang
ist am Bauhinweglein. Die Tramhalte-
stelle M-Parc liegt in der Nähe, deren
Nameweist auf das Einkaufszentrum.

Die Container werden komplett mit
Aussenhülle und Flachdach geliefert.
Als Wetter- und Sonnenschutz erhalten
sie ein zusätzliches Metalldach. Die
Siedlung soll nach der bisherigen Pla-
nung im Oktober dieses Jahres bezogen
werden können. Die Containernutzung
soll auf zehn Jahre befristet sein, nach
anderen Angaben auf fünf Jahre.

«Smiley» leuchtet imGellert
Verkehrsdirektor Wessels erklärt neue Geschwindigkeitsanzeige

VonMartin Regenass

Basel. Ein Lieferwagen fährt mit 42
Stundenkilometern über die Gellert-
strasse – signalisiert sind allerdings nur
30. Doch dann bemerkt der Fahrer auf
einer neuen Anzeigetafel offenbar sein
Fehlverhalten und tritt kurz auf die
Bremse. Die Sensoren auf der Anzeige-
tafel registrieren die Verzögerung und
einen Moment später zeigt sie noch
27 Stundenkilometer an. Anstatt eines
rot schmollenden Gesichts, genannt
«Weiny», leuchtet ein lachendes grünes
Gesicht auf. Ein sogenannter «Smiley».
Über dieses Bremsmanöver freut sich
auch Hans-Peter Wessels: «Die Tafel
zeigt tatsächlichWirkung», sagt der SP-
Bau- und Verkehrsdirektor und lacht.

Seit gestern ist auch auf basel-städ-
tischem Kantonsgebiet ein erstes
Geschwindigkeitsanzeigegerät in
Betrieb. In Gemeinden im nahen Elsass
oder dem Schwarzwald finden sich sol-
che Messgeräte schon seit Jahren am
Strassenrand. Sie sollen den Automobi-
listen als Rückmeldung dienen, wie
schnell sie fahren. «Wir wollen damit
erreichen, dass die Autofahrer das
Tempo in 30er-Zonen besser einhalten»,
sagt Wessels. Aufgestellt würden die

Tafeln an Örtlichkeiten, die «sensibel»
seien. So etwa vor Schulhäusern, Kin-
dergärten oder Altersheimen. Auch an
der Gellertstrasse nahe der Emanuel-
Büchel-Strasse gibt es solche Institutio-
nen für Kinder sowie ein Spital.

Radarkontrollen weiter hinten
Insgesamt habe das Amt für Mobili-

tät des Bau- und Verkehrsdepartements
sechs solche Tafeln eingekauft. Diese
würden in Absprache mit der Verkehrs-
abteilung der Kantonspolizei temporär
an wechselnden Standorten aufge-
hängt. Wie Stephan Löwengut, Projekt-
leiter Verkehrstechnik beim Amt für
Mobilität, erklärt, seien noch keine
Werte über die Wirksamkeit solcher
Anzeigetafeln erhoben worden. Dies
werde allerdings noch nachgeholt: «Die
Polizei wird mit Radargeräten Messun-
gen hinter den Tafeln machen. Dann
wird man genau sagen können, wie
wirksam diese Anzeigen sind», sagt
Löwengut.

Eine Tafel koste bei der Anschaffung
rund 6000 Franken. Im Lieferumfang
inbegriffen sind auch ein Solarpanel
sowie ein Akku, damit die Tafeln auch
nachts funktionieren oder an Tagen, an
denen die Sonne nicht genug Strom lie-

fert. Somit könnten die Anzeigetafeln
praktisch an jeder Strassenlaterne in
der Stadt angebracht werden, ohne
dass extra Stromleitungen gezogen
werdenmüssen.

Bewilligt hat die Smiley-Anzeigeta-
feln vor Kurzem der Grosse Rat. Anstatt
knapp 3,5 Millionen Franken bewilligte
das Parlament 3,3 Millionen Franken
für die Anschaffung von neuen Radar-
geräten für die Kantonspolizei. Mit den
restlichen 160000 Franken sollten Smi-
ley-Tafeln eingekauft werden.

Der Verkehrspsychologe Urs Ger-
hard von der Universität Basel findet
diese Anzeigetafeln «sehr begrüssens-
wert». Als Autofahrer erhalte man
damit eineRückmeldung zurGeschwin-
digkeit, die nichts koste. «Diese Rück-
meldung ist für verantwortungsvolle
Autofahrer ganz wichtig.» Es habe sich
gezeigt, dass solche Anzeigetafeln wirk-
samer seien als Bussen.

«Bei den Bussen neigt man zu Ärger
und Hass auf die Behörden, weil sie
Geld kosten. Bei den Smileys hingegen
tritt man gerne auf die Bremse», sagt
Gerhard. Zwar bringen diese dem Staat
keine zusätzlichen Einnahmen, sie hät-
ten sich für die Verkehrssicherheit aber
als effizient erwiesen.

Nachrichten
Mutmassliche
Kriminaltouristen

Basel.Mitarbeitende der Grenzwacht-
region Basel haben in den letzten
Wochen an diversen Orten mutmassli-
che Kriminaltouristen mit Diebesgut
und Einbruchswerkzeug angehalten.
Diese Personen wurden alle der Kan-
tonspolizei übergeben, die Staatsan-
waltschaft hat Verfahren eingeleitet.
Im Intercity von der Schweiz nach
Deutschland fiel ein Kroate auf, der in
der Schweiz wegen Diebstahl zur Ver-
haftung ausgeschrieben war. In Riehen
wurde ein ausländisches Fahrzeug mit
zwei Insassen aus Rumänien kontrol-
liert; die Beifahrerin trug eine Luxusuhr,
die aus einem Diebstahl stammt. Über
die Weihnachtstage wurden am Auto-
bahnübergang Basel-Weil drei Bulga-
ren angehalten – sie hatten Diesbesgut
wie elektronische Geräte und Schmuck
sowie Geld in verschiedenen Währun-
gen dabei. Im Kofferraum kamen
diverse Gegenstände zum Begehen
von Einbrüchen zum Vorschein.
Kontrolliert wurden auch zwei Litauer,
gegen die eine Fahndung wegen
Fahrzeugdiebstahl vorlag. Sie hatten
gefälschte Kreditkarten dabei. Ein
Albaner wurde im Bahnhof SBB
gefasst – zum Vorschein kamen Gold-
münzen, Goldbarren, Goldschmuck,
Schweizer Banknoten sowie
Einbruchswerkzeug.

Brutschin: Glimpfliches
Rencontre mit Tram

Basel. Schreckensmoment für Chri-
stoph Brutschin: Der SP-Regierungsrat
ist gestern in der Mittagspause in ein
Tram gelaufen. Der Vorsteher des
Departements für Wirtschaft, Soziales
und Umwelt (WSU) konnte vor Ort
ambulant behandelt werden und
tauchte am Nachmittag mit ein paar
Schrammen wieder im Büro auf.

Parkschaden angerichtet
und darauf geflüchtet
Basel. Am Sonntag um 22.40 Uhr fuhr
ein weisser Lieferwagen in der Wil-
helm-His-Strasse in einen parkierten
Personenwagen, der in der blauen
Zone abgestellt war, und verursachte
einen Schaden von rund 1500 Franken.
Danach beging der Lenker Fahrer-
flucht. Die Polizei sucht Zeugen.

Korrekt
«Fasnachtskiechli ohne Born»,
BaZ vom 16. Januar.
Der Titel «Fasnachtskiechli ohne Born»
ist missverständlich formuliert.
Aernschd Born führt zwar nicht mehr
die Regie der Vorfasnachtsveranstal-
tung, ist jedoch weiterhin als Texter
beteiligt.

Geheimnis gelüftet. Regierungsrat Hans-Peter Wessels nimmt zusammen mit Daniel Güdel und Stephan Löwenguth
(rechts, beide von der Abteilung Verkehrstechnik im Amt für Mobilität) die Smiley-Anzeige in Betrieb. Foto Florian Bärtschiger


